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Vorwort

gruppen des Gesundheitswesens gibt es wenig 
und kaum Aktuelles.

Es hat nicht den Anspruch, juristische Prob-
leme neu oder gar bahnbrechend zu behan-
deln. Das Buch soll in den Händen der Ge-
sundheitsfachpersonen gute Dienste leisten, 
zum einen, weil es klare Antworten auf Fragen 
aus der Praxis liefert und zum anderen, weil es 
den Studierenden den relevanten juristischen 
Stoff vermittelt. 

Bei juristisch umstrittenen Fragen beziehe 
ich klar Stellung. Auf den Einbezug aller Even-
tualitäten wird ebenso bewusst verzichtet wie 
auf detaillierte Fussnoten. Die angegebenen 
Internet-Adressen wurden letztmals im Sep-
tember 2017 besucht.

Die verwendete Literatur und andere Quel-
len werden am Schluss kapitelweise angege-
ben.

Bern, im Sommer 2018
Dr. iur. Christian Peter

Zwei Gründe haben mich bewogen, dieses 
Buch zu schreiben:

Während meiner langjährigen Tätigkeit als 
Jurist im Gesundheitswesen wurde ich mit un-
zähligen Fragen aus dem Alltag der Gesund-
heitsfachleute konfrontiert. Die rechtlichen 
Unsicherheiten lähmten zum Teil die Arbeit an 
den Patientinnen und Patienten oder führten 
zu wilden Diskussionen im Behandlungsteam. 
Es waren oft Pflegende, Physio- oder Ergothe-
rapeutinnen und -therapeuten, welche sich für 
eine Lösung des Problems einsetzten. Umso 
erstaunlicher fand ich es, dass es gerade für 
diese Berufsgruppen kein Nachschlagewerk 
gibt.

Zudem unterrichte ich seit fast 10 Jahren an 
Fachhochschulen, höheren Fachschulen, bei 
H+-Bildung und habe an unzähligen spitalin-
ternen Weiterbildungen mitgewirkt. Regel-
mässig musste ich bei der Frage nach „Litera-
tur“ passen. Zwar gibt es unzählige gute Werke 
für Juristen oder Ärzte, doch für andere Berufs-
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1 Recht

Rechtsregeln sind verbindlich und gelten für 
alle. Sie müssen von jedem und jeder befolgt 
werden. Bei Bedarf können diese Regeln auch 
mit Unterstützung des Staates durchgesetzt 
werden. Die Verbindlichkeit und ihre Erzwing-
barkeit sind Wesenselemente des Rechts. In 
gewissen Bereichen ist der Staat auch befugt, 
gegen Verstösse mit Sanktionen zu reagieren. 
Dieses ausschliesslich dem Staat zustehende 
Recht zu strafen, nennt man Gewaltmonopol. 
Rechtsregeln können als Gesetzesrecht in ei-
ner Verfassung, in Gesetzen und Verordnun-
gen festgeschrieben werden (s. Abb. 1). 

1.1.2 
Föderales System der Schweiz

In einem föderalen Staatsystem sind die zu re-
gelnden Aufgaben zwischen dem Bundesstaat 
und den Staaten aufgeteilt. In der Schweiz 
sprechen wir vom Bund und den Kantonen 
(auch Stände genannt).

Das folgende Kapitel thematisiert zunächst 
den Rechtsbegriff im Allgemeinen und 
geht anschliessend auf das Recht im Ge-
sundheitswesen ein. Dabei werden die 
Kompetenz verteilung zwischen Bund und 
Kantonen, das gesetzliche Umfeld und die 
Akteure des Gesundheitswesens beschrie-
ben.

1.1 
Was ist Recht?

Nachfolgend wird das föderale System der 
Schweiz und die verschiedenen Quellen des 
Rechts vorgestellt. Zudem wird der Unter-
schied zwischen öffentlich-rechtlichen und 
privaten Normen dargelegt sowie zwischen 
Recht und Ethik. Schliesslich soll mit den hin-
weisen zur Rechtsanwendung das juristische 
Arbeiten nahergebracht werden.

1.1.1 
Überblick

Als Recht im juristischen Sinne wird die Ge-
samtheit aller staatlichen und völkerrechtli-
chen Regeln bezeichnet, die das Verhalten 
von Menschen anleiten und beeinflussen. Sie 
haben zum Ziel, die Handlungen von Men-
schen, die in der Schweiz leben und arbeiten 
nach dem Gleichheitsprinzip verbindlich und 
auf Dauer zu regeln, damit ein weitgehend 
konfliktfreies Zusammenleben für alle mög-
lich ist.

Rechtsquellen

ungeschriebenes 
Recht

Gewohn-
heitsrecht

Richter-
recht

Gesetzes-
recht

VerordnungVerfassung Gesetz

geschriebenes 
Recht

Abbildung 1: Rechtsquellen  Quelle: Eigenerstellung 
des Autors 

Dieses Dokument ist nur für den persönlichen Gebrauch bestimmt und darf in keiner Form vervielfältigt und an Dritte weitergegeben werden.
Aus Christian Peter: „Rechtskunde kompakt“ (9783456858821) © 2019 Hogrefe Verlag, Bern.



24 1 Recht

In der Schweizer Bundesverfassung (BV) 
wird dies in Artikel 3 wie folgt festgehalten:

„Die Kantone sind souverän, soweit ihre 
Souveränität nicht durch die Bundesverfas-
sung beschränkt ist; sie üben alle Rechte 
aus, die nicht dem Bund übertragen sind.“

Somit sind die Kantone in allen Bereichen 
kompetent, welche nicht explizit dem Bund 
übertragen wurden. In der BV wird dies in Arti-
kel 42 wie folgt festgehalten:

„Der Bund erfüllt die Aufgaben, die ihm die 
Bundesverfassung zuweist.“

Der Bund darf nur das tun, wozu ihn die Bun-
desverfassung ermächtigt. Ohne eine solche 
Ermächtigung sind die Kantone zuständig. Da-
her fallen neue Kompetenzen zunächst den 
Kantonen zu, bis sie dem Bund übertragen wer-
den. Eine solche Übertragung erfolgt stets 
durch eine Änderung der BV, welche immer 
durch die Stimmbürgerinnen und Stimmbürger 
(inkl. Ständemehr) abgesegnet werden müs-
sen.1 Kommt es zu keiner Bundeskompetenz, 
verbleiben die Aufgaben bei den Kantonen.

Der föderalistischen Struktur entspricht es 
zudem, dass auch die Kantone nicht abschlies-
send Recht setzen, sondern dass die Gemein-
den eigene Regelungsbereiche haben. Der 
Umfang der sog. Gemeindeautonomie richtet 
sich nach dem jeweiligen kantonalen Verfas-
sungs- und Gesetzesrecht.

1.1.3 
Rechtsquellen

Als Rechtsquelle wird ein geschriebener oder 
ungeschriebener Ursprungsort einer Rechts-
vorschrift bezeichnet, aus der sich die gelten-
den Rechtsnormen herleiten. Als Rechtsquel-
len kommen Gesetzes-, Gewohnheits- und 
Richterrecht in Frage (s. Abb. 2).

1 Art. 140 Abs. 1 Bst. a BV

Das geschriebene Recht (nur das Gewohn-
heits- und Richterrecht sind nicht geschrieben) 
nennt man auch positives oder gesetztes 
Recht. Es beginnt zu wirken, wenn es in einer 
amtlichen Publikation veröffentlicht wurde. 
Dabei ist es unerheblich, ob der einzelne Bür-
ger oder die einzelne Bürgerin das Recht auch 
tatsächlich kennt.

Artikel 1 Schweizerisches Zivilgesetzbuch 
(ZGB) ist hierbei von grundlegender Bedeu-
tung:

„1 Das Gesetz findet auf alle Rechtsfragen 
Anwendung, für die es nach Wortlaut oder 
Auslegung eine Bestimmung enthält.
2 Kann dem Gesetze keine Vorschrift ent-
nommen werden, so soll der Richter nach 
Gewohnheitsrecht und, wo auch ein solches 
fehlt, nach der Regel entscheiden, die er als 
Gesetzgeber aufstellen würde.
3 Er folgt dabei bewährter Lehre und Über-
lieferung.“

1.1.3.1 
Gesetzesrecht

Gesetzesrecht ist in einem weiten Sinne zu ver-
stehen. Gemeint sind nicht nur Gesetze an 
sich, sondern alle generell-abstrakten Vor-
schriften jeder Stufe. Sie regeln eine Vielzahl 
von Fällen (abstrakt) und richten sich an eine 

Verfassung

Gesetze

Verordnungen

Abbildung 2: Gesetzesrecht  Quelle: Eigenerstellung 
des Autors
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251.1 Was ist Recht?

Vielzahl von Personen (generell). Verfassun-
gen (auf Stufe der Gemeinden heissen diese 
oft „Gemeindeordnung“), Gesetze und Ver-
ordnungen bilden das Gesetzesrecht und sind 
hierarchisch gegliedert (s. Abb. 3).

Im Gegensatz hierzu ist die Verfügung indi-
viduell (an eine Person gebunden) und konkret 
(regelt einen bestimmten Sachverhalt). Sie 
zählt somit nicht zum Gesetzesrecht.

1.1.3.1.1 

Verfassung

Die Verfassung ist die oberste rechtliche 
Grundlage des Staates (oder der Kantone). In 
der Verfassung sind daher nur Bestimmungen 
von hohem grundlegendem Wert zu finden.

Die geltende Schweizer Bundesverfassung 
ist am 1. Januar 2000 in Kraft getreten und hat 
diejenige von 1874 abgelöst. Sie beschreibt die 
allgemeinen Ziele der Schweiz, garantiert die 
Grundrechte, regelt den Staatsaufbau und die 
Volksrechte. Ferner legt sie die Grundlagen für 
die Organisation der Bundesverwaltung und 
das Verfahren der Gesetzgebung fest.

Der Bedeutung der Verfassung entspre-
chend, ist für die Verfassungsänderung eine 
besonders intensive Mitwirkung des Volkes vo-
rausgesetzt. Jede Verfassungsänderung muss 
zwingend dem Volk vorgelegt werden. Eine 
Änderung tritt in Kraft, wenn ihr sowohl eine 
Mehrzahl der Stimmenden als auch eine Mehr-
zahl der Kantone zugestimmt haben.2 Somit 
hat das Verfassungsrecht eine hohe demokrati-
sche Legitimation.

1.1.3.1.2 

Gesetze

Alle wichtigen rechtsetzenden Bestimmungen 
sind in der Form des Gesetzes zu erlassen.3 Ge-
setze sind unbefristete Erlasse, die juristi-
schen4 und natürlichen Personen (Menschen) 

2 Art. 140 Abs. 1 Bst. a BV.
3 Vgl. Art. 164 BV.
4 Das sind Organisationen mit eigener Rechtspersön-

lichkeit: AG, GmbH, Stiftung, Verein, Kommandit-
gesellschaft und Genossenschaft sowie der Bund, 
Kantone, Gemeinden, öffentlich-rechtliche Körper-
schaften und Anstalten.
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Abbildung 3: Gesetzesrecht – Hierarchisierung und Differenzierung  Quelle: Eigenerstellung des Autors 
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